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1
Ökonomische 
Rahmenbedingungen 
der Tarifpolitik 

1.1 ALLGEMEINE WIRTSCHAFTS-
ENTWICKLUNG

Die Tarifauseinandersetzungen des Jahres
2007 fanden innerhalb Europas vor dem
Hintergrund einer prosperierenden Wirt-
schaft mit relativ hohen Wachstumsraten
statt. In vielen europäischen Ländern hat
sich das Tempo des Aufschwungs im Ver-
gleich zum Vorjahr jedoch bereits wieder
etwas verlangsamt. Innerhalb der Europäi-
schen Union (EU 27) lag das durchschnitt-
liche Wachstum des Bruttoinlandsproduktes
(BIP) mit 2,8 % im Jahr 2007 leicht unter-
halb des Wachstums im Jahr 2006, in dem
noch 3,1 % erreicht wurden (Tabelle 1).1

Die dynamischste Entwicklung vollzog
sich wiederum in den neuen EU-Staaten
aus Mittel- und Osteuropa, deren Wachs-
tumsraten in der Regel zwischen 6 % und
7 % lagen und im Falle von Lettland und
der Slowakei sogar Spitzenwerte von über
10 % erreichten. Die einzige Ausnahme bil-
dete Ungarn, das mit nur 1,3 % bereits 2007
einen starken Wachstumseinbruch erleb-
te. In den alten EU-Staaten waren Irland 
und Luxemburg mit Wachstumsraten von
über 5 % erneut die Spitzenreiter, während 
Dänemark, Frankreich, Italien und Portu-
gal mit Werten von unter 2 % die schwächs-
te ökonomische Entwicklung aufwiesen.
Deutschland befand sich mit einem BIP-
Wachstum von 2,5 % im westeuropäischen
Mittelfeld.

Vor dem Hintergrund der internatio-
nalen Immobilien- und Finanzmarktkrise
und einer sich eintrübenden Weltkon-
junktur geht die Europäische Kommission

in den meisten Ländern weiter fortsetzen.
Nach Prognosen der Europäischen Kom-
mission wird die Arbeitslosenquote im 
EU-Durchschnitt bei 6,8 % liegen. Im Juni
2008 gab es innerhalb der EU insgesamt
16,3 Mio. offiziell registrierte Arbeitslose.
Dies waren 0,6 Mio. weniger als im gleichen
Monat des Vorjahres (Eurostat 2008). Eine
rückläufige Arbeitslosigkeit wirkt sich in
der Regel positiv auf die Verhandlungs-
macht der Gewerkschaften aus und lässt
damit tendenziell höhere Lohnabschlüsse
erwarten. So gelangt der Europäische Ge-
werkschaftsbund (EGB) in seiner Stellung-
nahme zur europaweiten Koordinierung
der Tarifrunde 2008 zu dem Ergebnis, dass
bei einem Rückgang der Arbeitslosigkeit
und einem dynamischen Beschäftigungs-
wachstum die Arbeitnehmer weniger er-
pressbar seien, den Forderungen der Ar-
beitgeber nachzugeben, dass Lohnzurück-
haltung zur Sicherung der Arbeitsplätze
vonnöten sei. Auch das Bestreben der Ar-
beitgeber, bei vollen Auftragsbüchern Ar-
beitskämpfe zu vermeiden, stärke die Ver-
handlungsposition der Beschäftigten (EGB
2007).
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der Arbeitnehmer verbessert hat. Hinzu kommt 2008 ein starker Anstieg der Verbraucherpreise. Die Angst vor einer Lohn-Preis-
Spirale ist jedoch unbegründet, da die Reallohnsteigerungen weiterhin durch die Produktivitätszuwächse gedeckt sind. Da für die kom-
menden Jahre die Wachstumsprognosen für Europa wieder deutlich geringer ausfallen, gewinnt die Lohnpolitik für die Stabilisierung
der Konjunktur zunehmend an Bedeutung.

(2008b) in ihrer Frühjahrsprognose von ei-
ner deutlichen Abschwächung der kon-
junkturellen Dynamik aus. Im EU-Durch-
schnitt wird für 2008 lediglich eine Wachs-
tumsrate von 2 % prognostiziert. In vie-
len alten EU-Staaten – darunter auch in
Deutschland – wird das Wachstum sogar
unter 2 % liegen, während Italien sich mit
einem BIP-Wachstum von nur 0,5 % be-
reits am Rande einer Rezession befindet. In
den mittel- und osteuropäischen Ländern
ist die Wachstumsdynamik ebenfalls stark
rückläufig. Allerdings wird eine Reihe von
Ländern nach wie vor relativ hohe Wachs-
tumsraten zwischen 5 % und 7 % errei-
chen.

1.2 DIE LAGE AUF DEM 
ARBEITSMARKT

Die Lage auf dem Arbeitmarkt hat sich im
Jahr 2007 angesichts der hohen Wachs-
tumsraten in den meisten EU-Staaten wei-
ter verbessert. Insgesamt betrug die durch-
schnittliche Arbeitslosenquote in der EU
7,1 % und lag damit einen gesamten Pro-
zentpunkt unterhalb des Vorjahres. Zwi-
schen den einzelnen EU-Staaten haben 
sich die nationalen Arbeitslosenquoten
zwar weiter angenähert, nach wie vor be-
stehen jedoch signifikante Unterschiede.
Die höchste Arbeitslosenquote existierte
mit 11,1 % in der Slowakei, gefolgt von Po-
len mit 9,6 %. Dahinter befand sich eine
Gruppe von Ländern mit Arbeitslosenra-
ten um die 8 %, zu der neben den südeu-
ropäischen Ländern Griechenland, Spa-
nien und Portugal auch Frankreich und
Deutschland gehörten. Die geringste Ar-
beitslosigkeit herrschte mit einer Quote
von 2,9 % in den Niederlanden sowie in
Dänemark mit 3,1 %.

Im Jahr 2008 wird sich die positive Ent-
wicklung auf dem Arbeitsmarkt – wenn
auch in einem deutlich geringeren Tempo –
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1 Im Folgenden wird, falls nicht anders ausgewiesen,
auf Daten aus der AMECO-Datenbank der Euro-
päischen Kommission zurückgegriffen (Europäi-
sche Kommission 2008a). Bei den Angaben für
2008 handelt es sich um Prognosen aus dem Früh-
jahrsgutachten der Europäischen Kommission (Eu-
ropäische Kommission 2008b). Zur Konjunktur-
entwicklung in Europa s.a. Projektgruppe Ge-
meinschaftsdiagnose (2008) und ELNEP (2008).
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In vielen Ländern ist die Zahl der Ar-
beitslosen allerdings nach wie vor sehr
hoch und wirkt sich dort immer noch
dämpfend auf die gewerkschaftliche Durch-
setzungskraft aus. Hinzu kommt, dass die
positive Beschäftigungsdynamik der letz-
ten Jahre in vielen europäischen Ländern
mit einer starken Zunahme von prekären
Beschäftigungsverhältnissen einhergegan-
gen ist, deren Bestand bei einer stärkeren
Konjunktureintrübung wieder gefährdet
sein könnte (ELNEP 2008, S. 50ff.).

1.3 PREISE UND PRODUKTIVITÄT –
DER LOHNPOLITISCHE 
VERTEILUNGSSPIELRAUM

Während die Konjunkturentwicklung und
die Lage auf dem Arbeitsmarkt den all-
gemeinen ökonomischen Rahmen bilden,
orientieren sich die Tarifauseinanderset-
zungen in Europa vor allem an der Ent-
wicklung der Preise und der Arbeitspro-
duktivität (Tabelle 2). Die Summe beider
Indikatoren bildet den lohnpolitischen Ver-
teilungsspielraum, dessen Ausschöpfung
durch entsprechende Lohnerhöhungen den
Beschäftigten eine gleichgewichtige Partizi-
pation an der allgemeinen Wirtschaftent-
wicklung garantiert und das Verhältnis
zwischen Arbeits- und Kapitaleinkommen
konstant hält. Makroökonomisch gilt die
produktivitätsorientierte (Real-)Lohnpolitik
als wachstums- und stabilitätsgerecht, da
sie die private Konsumnachfrage fördert,
ohne die Geldwertstabilität zu gefährden.

Nachdem innerhalb der Europäischen
Währungsunion (EWU) der Wechselkurs
als Ausgleichsmechanismus für unter-
schiedliche ökonomische Entwicklungs-
dynamiken weggefallen ist, wirkt sich die
Lohnentwicklung innerhalb der EWU un-
mittelbar auf die preisliche Wettbewerbs-
fähigkeit einer nationalen Volkswirtschaft
aus. Mittels einer moderaten Lohnpolitik
lässt sich deshalb die Wettbewerbsfähigkeit
der heimischen Exportindustrie fördern.
Dies funktioniert allerdings nur, solange
nicht alle Länder die gleiche Strategie ver-
folgen. In diesem Fall käme es zu einer eu-
ropäischen Lohnsenkungsspirale mit nega-
tiven Folgen für Wachstum und Beschäfti-
gung in der gesamten EWU (Vring 2008).
Für eine stabilitätsgerechte Lohnpolitik
fordert deshalb z. B. die Europäische Kom-
mission (2005, S. 17), dass „die realen
Lohnerhöhungen mit dem mittelfristigen
Produktivitätswachstumstrend in Einklang
stehen.“ Auch die europäischen Gewerk-

schaften haben sich bereits seit Ende der
1990er Jahre als Zielmarke für eine eu-
ropäische Koordinierung der Tarifpolitik
auf eine produktivitätsorientierte (Real-)
Lohnpolitik verständigt, die die nationalen
Verteilungsspielräume ausschöpft, um auf
diese Weise gegenseitiges Lohndumping zu
verhindern (EGB 2007).

Bei der Definition des tarifpolitischen
Verteilungsspielraumes als Summe aus
Preis- und Produktivitätsentwicklung ist in
der Wirtschaftswissenschaft strittig, welche
konkreten Indikatoren insbesondere für
die Preisentwicklung verwendet werden
sollen. Gegenüber möglichen alternativen
Indikatoren (wie z. B. der Kerninflations-
rate, der EZB-Zielinflationsrate oder der
Entwicklung der Erzeugerpreise) wird im
Folgenden bei der Bestimmung der natio-
nalen Verteilungsspielräume die jeweils na-
tionale Entwicklung der Verbraucherpreise
zugrunde gelegt. Aus Arbeitnehmersicht
stellen diese den wichtigsten ökonomi-

schen Indikator dar und bilden damit 
für die Gewerkschaften die bedeutsamste 
Orientierungsgröße bei den Tarifauseinan-
dersetzungen.

Im Jahr 2007 hat sich die Entwicklung
der (Verbraucher-)Preise innerhalb der EU
kaum verändert. Der harmonisierte Ver-
braucherpreisindex (HVPI) stieg im EU-
Durchschnitt mit 2,4 % nur unwesentlich
schneller als in den Vorjahren (Tabel-
le 2). In den alten EU-Staaten bewegte sich
die Preisentwicklung zwischen 1,6 % in
Finnland und den Niederlanden und 3,0 %
in Griechenland. Nach wie vor deutlich
höhere Inflationsraten hatten einige mittel-
und osteuropäische Länder, wobei Lettland
mit 10,1 % den höchsten Wert aufwies. Für
2008 erwartet die Europäische Kommis-
sion erstmals seit Langem wieder einen
kräftigen Anstieg der Preise auf EU-weit
insgesamt 3,6 %.Verantwortlich hierfür ist
in erster Linie der starke Anstieg der inter-
nationalen Energie- und Nahrungsmittel-

Tabelle 1: Wachstum und Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union
2004–2008 – in % –

Bruttoinlandsprodukt1) Arbeitslosenquote2)

2005 2006 2007 2008 2005 2006 2007 2008
Alte EU-Staaten
Belgien 1,7 2,8 2,7 1,7 8,4 8,2 7,5 7,3
Dänemark 2,5 3,9 1,8 1,3 4,8 3,9 3,7 3,1
Deutschland 0,8 2,9 2,5 1,8 10,7 9,8 8,4 7,3
Finnland 2,8 4,9 4,4 2,8 8,4 7,7 6,9 6,3
Frankreich 1,7 2,0 1,9 1,6 9,2 8,3 8,0 8,1
Griechenland 3,8 4,2 4,0 3,4 9,8 8,9 8,3 8,3
Großbritannien 1,8 2,9 3,0 1,7 4,8 5,3 5,2 5,4
Irland 6,0 5,7 5,3 2,3 4,3 4,4 4,5 5,6
Italien 0,6 1,8 1,5 0,5 7,7 6,8 6,1 6,0
Luxemburg 5,0 6,1 5,1 3,6 4,5 4,7 4,7 4,5
Niederlande 1,5 3,0 3,5 2,6 4,7 3,9 3,2 2,9
Österreich 2,0 3,3 3,4 2,2 5,2 4,7 4,4 4,2
Portugal 0,9 1,3 1,9 1,7 7,6 7,7 8,0 7,9
Schweden 3,3 4,1 2,6 2,2 7,4 7,0 6,1 6,2
Spanien 3,6 3,9 3,8 2,2 9,2 8,5 8,3 9,3
EU 15 1,0 2,8 2,6 1,7 8,1 7,7 7,0 6,8
Neue EU-Staaten
Bulgarien 6,2 6,3 6,2 5,8 10,1 9,0 6,9 6,0
Estland 10,2 11,2 7,1 2,7 7,9 5,9 4,7 6,0
Lettland 10,6 12,2 10,3 3,8 8,9 6,8 6,0 6,4
Litauen 7,9 7,7 8,8 6,1 8,3 5,6 4,3 4,5
Malta 3,4 3,4 3,8 2,6 7,3 7,3 6,4 6,3
Polen 3,6 6,2 6,5 5,3 17,7 13,8 9,6 7,1
Rumänien 4,2 7,9 6,0 6,2 7,2 7,3 6,4 6,1
Slowakei 6,6 8,5 10,4 7,0 16,3 13,4 11,1 9,8
Slowenien 4,1 5,7 6,1 4,2 6,5 6,0 4,8 4,7
Tschechien 6,4 6,4 6,5 4,7 7,9 7,1 5,3 4,5
Ungarn 4,1 3,9 1,3 1,9 7,2 7,5 7,4 8,3
Zypern 3,9 4,0 4,4 3,7 5,2 4,6 3,9 3,7
Gesamte EU 27 1,9 3,1 2,8 2,0 8,9 8,1 7,1 6,8
1) Bruttoinlandsprodukt = Veränderung des BIP in % gegenüber dem Vorjahr.
2) Arbeitslosenquote = Anzahl der Arbeitslosen in % der zivilen Erwerbsbevölkerung (Eurostat-Definition).
Angaben für 2008 = Frühjahrsprognose 2008 der Europäischen Kommission.

Quelle: Europäische Kommission (2008a).
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preise (Projektgruppe Gemeinschaftsdiag-
nose 2008, S.22).

Das Wachstum der Arbeitsproduktivität
hat im Jahr 2007 im EU-Durchschnitt mit
1,3 % im Vergleich zu 1,7 % im Vorjahr wie-
der an Tempo verloren (Tabelle 2).Mit deut-
lich höheren Wachstumsraten von 3 % bis
zu 8 % bekräftigten die meisten mittel- und
osteuropäischen EU-Staaten ihren anhal-
tenden ökonomischen Aufholprozess. In
den alten EU-Staaten variierten die Produk-
tivitätszuwächse zwischen 2,7 % in Grie-
chenland und 0,3 % in Schweden. In Däne-
mark kam es sogar zu einer Stagnation bei
der Produktivitätsentwicklung.Für 2008 er-
wartet die Europäische Kommission eine
Entwicklung, die sich im EU-Durchschnitt
auf ähnlichem Niveau wie 2007 bewegt.

Aus der Gesamtsumme von Preis- und
Produktivitätsentwicklung ergib sich im
Durchschnitt für die alten EU-Staaten ein
lohnpolitischer Verteilungsspielraum von

3,3% im Jahr 2007 und prognostizierten
4,1 % im Jahr 2008 (Tabelle 2). Durch die
Kombination aus relativ hohen Preis- und
Produktivitätszuwächsen summiert sich
der Verteilungsspielraum in einigen mittel-
und osteuropäischen Ländern auf Beträge
von zum Teil deutlich über 10 %. In den
meisten alten EU-Staaten lag der Vertei-
lungsspielraum 2007 zwischen 3 % und
4 % und wird sich 2008 zwischen 3,5 %
und 4,5 % bewegen.

2
Lohnentwicklung und 
Ausschöpfung nationaler
Verteilungsspielräume

Bis heute existiert innerhalb Europas keine
verlässliche Statistik über die Entwicklung
der Tariflöhne in Europa.2 Der einzige bis-

lang zur Verfügung stehende offizielle Indi-
kator ist der Tariflohnindex für die EWU,
der von der Europäischen Zentralbank auf
der Grundlage nicht harmonisierter natio-
naler Statistiken berechnet wird.3 Die Ta-
riflohnentwicklung in der EWU ist mit
durchschnittlichen Steigerungsraten zwi-
schen 2,1 % und 2,3 % seit Ende der 1990er
Jahre erstaunlich konstant verlaufen (Ab-
bildung 1). Im Jahr 2007 stiegen Tariflöhne
in der Eurozone um 2,2 %. Demgegenüber
weisen die Tariferhöhungen in Deutsch-
land eine erheblich höhere Schwankungs-
breite aus. Während 2007 die deutschen
Tariflöhne mit 2,2 % im gleichen Tempo
wie in der gesamten EWU zunahmen, la-
gen die Tarifabschlüsse in den Jahren zuvor
deutlich unterhalb des EWU-Durchschnit-
tes.

Hinzu kommt, dass in der Eurozone
insgesamt eine relativ starke positive Lohn-
drift vorherrscht, d.h. dass die Effektivlöh-
ne in der Regel deutlich stärker steigen als
die Tariflöhne ansteigen (Schulten 2007,
S. 478). In Deutschland war die Lohndrift
in den letzten Jahren hingegen zumeist 
negativ, sodass die Beschäftigten im Durch-
schnitt geringere Lohnsteigerungen beka-
men, als in den Tarifverträgen vereinbart
wurden. Letzteres ist das Ergebnis einer
rückläufigen Tarifbindung sowie der zu-
nehmenden Möglichkeiten, auf betriebli-
cher Ebene von tarifvertraglichen Stan-

2 Seit einigen Jahren veröffentlicht das European 
Industrial Relations Observatory (EIRO) regel-
mäßig Daten über die Entwicklung der Tariflöhne
in Europa (vgl. zuletzt Carley 2008a). Eine Über-
prüfung der vom EIRO verwendeten nationalen
Ursprungsdaten macht jedoch deutlich, dass die-
se große methodische Mängel aufweisen und
nicht miteinander vergleichbar sind. Zum einen
werden in den EIRO-Daten mitunter sehr unter-
schiedliche Bereiche und Zeiträume erfasst. Zum
anderen werden aufgrund fehlender nationaler
Tariflohnstatistiken oft Datenquellen verwendet,
die faktisch keine Tarif-, sondern Effektivlohnent-
wicklungen darstellen. Qualitative Berichte über
die Tarifauseinandersetzungen in den einzelnen
EU-Staaten finden sich in den laufenden nationa-
len Beiträgen zum EIRO (http://www.eurofound.
europa.eu/eiro) sowie in dem gemeinsam vom Eu-
ropäischen Gewerkschaftsinstitut und dem Ams-
terdam Institute for Advanced Labour Studies
(AIAS) herausgegebenen Collective Bargaining
Newsletter (http://www.etui-rehs.org/research/
Publications/Newsletters/Collective-bargaining-
newsletter).

3 Grundlage hierfür sind nationale Daten aus neun
EWU-Staaten, die insgesamt 97 % des Euro-
Raums abdecken. Die EZB veröffentlicht allerdings
nur die aggregierten Tarifdaten für die gesamte
Eurozone. 

Tabelle 2: Preise, Arbeitsproduktivität und neutraler Verteilungsspiel-
raum in der Europäischen Union 2005–2008 – in % –

Preise1) Arbeitsproduktivität2) Lohnpolitischer 
Verteilungsspielraum3)

2005 2006 2007 2008 2005 2006 2007 2008 2005 2006 2007 2008
Alte EU-Staaten
Belgien 2,5 2,3 1,8 3,6 0,4 1,6 1,0 0,8 2,9 3,9 2,8 4,4
Dänemark 1,7 1,9 1,7 3,3 1,6 2,2 0,0 1,1 3,3 4,1 1,7 4,4
Deutschland 1,9 1,8 2,3 2,9 1,3 2,7 1,0 0,8 3,2 4,5 3,3 3,7
Finnland 0,8 1,3 1,6 3,4 1,4 3,0 2,1 1,4 2,2 4,3 3,7 4,8
Frankreich 1,9 1,9 1,6 3,0 1,4 1,2 0,6 0,9 3,3 3,1 2,2 3,9
Griechenland 3,5 3,3 3,0 3,7 2,3 1,7 2,7 2,2 5,8 5,0 5,7 5,9
Großbritannien 2,1 2,3 2,3 2,8 0,8 2,0 2,3 1,7 2,9 4,3 4,6 4,5
Irland 2,2 2,7 2,9 3,3 1,3 1,4 1,6 1,6 3,5 4,1 4,5 4,9
Italien 2,2 2,2 2,0 3,0 0,4 0,1 0,5 0,1 2,6 2,3 2,5 3,1
Luxemburg 3,8 3,0 2,7 4,2 2,1 2,3 0,6 -0,4 5,9 5,3 3,3 3,8
Niederlande 1,5 1,7 1,6 2,7 1,8 1,2 1,1 1,3 3,3 2,9 2,7 4,0
Österreich 2,1 1,7 2,2 3,0 1,2 1,7 1,4 1,3 3,3 3,4 3,6 4,3
Portugal 2,1 3,0 2,4 2,8 0,9 0,6 1,7 1,0 3,0 3,6 4,1 3,8
Schweden 0,8 1,5 1,7 2,4 3,0 2,3 0,3 1,5 3,8 3,8 2,0 3,9
Spanien 3,4 3,6 2,8 3,8 0,4 0,7 0,8 0,9 3,8 4,3 3,6 4,7
EU 15 2,1 2,2 2,2 3,1 1,1 1,6 1,1 1,0 3,2 3,8 3,3 4,1
Neue EU-Staaten
Bulgarien 6,0 7,4 7,6 9,9 3,5 2,9 3,3 4,1 9,5 10,3 10,9 14,0
Estland 4,1 4,4 6,7 9,5 8,3 5,3 6,6 3,7 12,4 9,7 13,3 13,2
Lettland 6,9 6,6 10,1 15,8 8,7 7,2 6,6 4,3 15,6 13,8 16,7 20,1
Litauen 2,7 3,8 5,8 10,1 5,3 5,9 6,7 6,0 8,0 9,7 12,5 16,1
Malta 2,5 2,6 0,7 3,4 2,0 2,2 1,1 1,3 4,5 4,8 1,8 4,7
Polen 2,2 1,3 2,6 4,3 1,3 2,9 1,9 2,6 3,5 4,2 4,5 6,9
Rumänien 9,1 6,6 4,9 7,6 5,8 4,9 4,7 5,2 14,9 11,5 9,6 12,8
Slowakei 2,8 4,3 1,9 3,8 5,1 6,1 8,1 5,5 7,9 10,4 10,0 9,3
Slowenien 2,5 2,5 3,8 5,4 4,0 4,5 3,3 3,3 6,5 7,0 7,1 8,7
Tschechien 1,6 2,1 3,0 6,2 5,2 4,5 4,6 3,5 6,8 6,6 7,6 9,7
Ungarn 3,5 4,0 7,9 6,3 3,7 2,9 1,5 3,1 7,2 6,9 9,4 9,4
Zypern 2,0 2,2 2,2 3,8 0,3 2,3 1,1 2,2 2,3 4,5 3,3 6,0
Gesamte EU 27 2,3 2,3 2,4 3,6 1,2 1,7 1,3 1,2 3,5 4,0 3,7 4,8
1) Preise = Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI), Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr.
2) Arbeitsproduktivität = Reales BIP pro Kopf, Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr.
3) Tarifpolitischer Verteilungsspielraum = Summe aus Preis- und Arbeitsproduktivitätsentwicklung.
Angaben für 2008 = Frühjahrsprognose 2008 der Europäischen Kommission.

Quelle: Europäische Kommission (2008a); Berechnungen des WSI.
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dards nach unten abzuweichen (Bispinck
2007).

Die im Folgenden verwendeten Daten
beziehen sich ausschließlich auf die Ent-
wicklung der Effektivlöhne.4 Angesichts der
für die meisten EU-Staaten zu unterstel-
lenden positiven Lohndrift kann daher von
diesen nur bedingt auf die Bedeutung der
Tarifpolitik oder den Einfluss der Gewerk-
schaften geschlossen werden.

2.1 ENTWICKLUNG DER NOMINAL-
UND REALLÖHNE

Im EU-Durchschnitt stiegen die Nominal-
löhne 2007 um 2,9 % und lagen damit
leicht über dem Vorjahreszuwachs von
2,7 % (Tabelle 3). Für 2008 erwartet die 
Europäische Kommission eine deutlich hö-
here Nominallohnsteigerung von durch-
schnittlich 3,8 %. Der starke Anstieg kann
zum einen damit erklärt werden, dass die
Löhne sich immer in einem gewissen time
lag zur allgemeinen Konjunktur heraus-
bilden, sodass die Lohnentwicklung 2008
immer noch von den starken Aufschwung-
jahren 2006 und 2007 beeinflusst wird.
Zum anderen ist die Lohnentwicklung im
Jahr 2008 auch eine Reaktion auf die deut-
lich gestiegenen Preissteigerungsraten in
Europa.

Entsprechend ihrer besonders dynami-
schen ökonomischen Entwicklung wurden
die höchsten Nominallohnzuwächse in den
mittel- und osteuropäischen Staaten er-
zielt. Der Spitzenreiter des Jahres 2007 war
Lettland mit einer Nominallohnsteigerung
von 33,2 %, gefolgt von Estland mit 26,5 %
und Rumänien mit 20,2 %. In den übrigen
Ländern bewegten sich die Zuwächse zwi-
schen 6 % und 18 %. Aus der Gruppe der
alten EU-Staaten konnte Griechenland mit
7,2 % den höchsten Nominallohnanstieg
verzeichnen, gefolgt von Irland mit 5,8 %.
Darüber hinaus lagen die Steigerungsraten
in den meisten alten EU-Staaten zwischen
2,5 % und 4 %. Lediglich Deutschland fällt
mit einer Nominallohnsteigerung von nur
1,1 % einmal mehr aus dem Rahmen und
war auch 2007 wieder mit Abstand das
lohnpolitische Schlusslicht in Europa.

4 Streng genommen werden in der AMECO-Daten-
bank der Europäischen Kommission keine „Löh-
ne“, sondern „Arbeitnehmerentgelte“ (definiert
als Bruttolöhne plus Arbeitgeberanteile zur Sozial-
versicherung) ausgewiesen. Der hier im Folgenden
verwendete weite Lohnbegriff umfasst demnach
die gesamten Arbeitskosten.

Tabelle 3: Lohnentwicklung und Verteilungsbilanz in der Europäischen
Union 2005-2008 – in % –

Nominallöhne1) Reallöhne2) Verteilungsbilanz3)

2005 2006 2007 2008 2005 2006 2007 2008 2005 2006 2007 2008
Alte EU-Staaten
Belgien 1,9 3,2 3,0 3,5 –0,6 0,9 1,2 –0,1 –1,0 –0,7 0,2 –0,9
Dänemark 3,5 3,9 3,7 4,6 1,8 2,1 2,0 1,3 0,2 –0,1 2,0 0,2
Deutschland 0,5 1,6 1,1 2,1 –1,4 –0,2 –1,1 –0,8 –2,7 –2,9 –2,1 –1,6
Finnland 3,8 2,9 3,3 5,5 3,0 1,6 1,7 2,1 1,6 –1,4 –0,4 0,7
Frankreich 3,2 3,1 3,0 3,0 1,3 1,2 1,3 0,0 –0,1 0,0 0,7 –0,9
Griechenland 6,1 6,3 7,2 7,4 2,6 3,0 4,2 3,7 0,3 1,3 1,5 1,5
Großbritannien 4,3 5,0 3,9 4,3 2,3 2,7 1,5 1,5 1,5 0,7 –0,8 –0,2
Irland 5,0 4,5 5,8 4,9 2,9 1,8 3,0 1,6 1,6 0,4 1,4 0,0
Italien 3,2 2,5 1,9 3,8 1,0 0,3 –0,1 0,8 0,6 0,2 –0,6 0,7
Luxemburg 3,8 4,5 4,0 3,2 0,1 1,6 1,3 –1,0 –2,0 –0,7 0,7 –0,6
Niederlande 1,6 2,4 2,7 3,6 0,1 0,7 1,1 0,9 –1,7 –0,5 0,0 –0,4
Österreich 2,6 2,4 2,6 3,2 0,4 0,8 0,4 0,2 –0,8 –0,9 –1,0 –1,1
Portugal 2,9 2,4 2,1 2,6 0,8 –0,7 –0,3 –0,2 –0,1 –1,3 –2,0 –1,2
Schweden 3,1 2,2 4,2 4,6 2,3 0,7 2,5 2,1 –0,7 –1,6 2,2 0,6
Spanien 2,9 3,0 3,6 4,3 –0,5 –0,6 0,7 0,5 –0,9 –1,3 –0,1 –0,4
EU 15 2,6 2,9 2,8 3,5 0,5 0,7 0,6 0,4 –0,6 –0,9 –0,5 –0,6
Neue EU-Staaten
Bulgarien 5,9 7,4 17,9 13,7 –0,1 0,0 10,4 3,8 –3,6 –2,9 7,1 –0,3
Estland 11,0 14,0 26,5 13,6 6,9 9,6 19,7 4,0 –1,4 4,3 13,1 0,3
Lettland 25,3 23,6 33,2 21,0 18,4 17,0 23,1 5,2 9,7 9,8 16,5 0,9
Litauen 11,5 15,1 14,1 15,0 8,9 11,3 8,3 4,9 3,6 5,4 1,6 –1,1
Malta 2,0 3,3 1,5 3,0 –0,6 0,7 0,8 –0,4 –2,6 –1,5 –0,3 –1,7
Polen 1,6 1,9 8,1 8,0 –0,6 0,6 5,5 3,6 –1,9 –2,3 3,6 1,0
Rumänien 22,1 17,8 20,2 18,1 13,0 11,2 15,3 10,5 7,2 6,3 10,6 5,3
Slowakei 9,7 7,9 8,3 8,4 6,9 3,7 6,4 4,6 1,8 –2,4 –1,7 –0,9
Slowenien 5,3 5,5 6,2 7,8 2,9 2,9 2,5 2,3 –1,1 –1,6 –0,8 –1,0
Tschechien 4,6 6,2 7,0 7,2 3,0 4,1 4,0 0,9 –2,2 –0,4 –0,6 –2,6
Ungarn 7,1 8,4 8,4 6,9 3,6 4,4 0,4 0,7 –0,1 1,5 –1,1 –2,4
Zypern 1,8 2,7 3,5 3,5 –0,3 0,5 1,3 –0,3 –0,6 –1,8 0,2 –2,5
Gesamte EU 27 2,7 2,7 2,9 3,8 0,4 0,4 0,5 0,2 –0,8 –1,3 –0,8 –1,0
1) Nominallöhne = Nominaleinkommen aus unselbstständiger Arbeit (einschl. Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung) 
pro Kopf, Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr.
2) Reallöhne = Nominaleinkommen aus unselbstständiger Arbeit (einschl. Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung) pro Kopf 
abzüglich Preisentwicklung (Harmonisierter Verbraucherpreisindex), Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr.
3) Verteilungsbilanz = Saldo des jährlichen Nominalzuwachs und des lohnpolitischen Verteilungsspielraums (vgl. Tabelle 2) 
in Prozentpunkten.
Angaben für 2008 = Frühjahrsprognose 2008 der Europäischen Kommission.

Quelle: Europäische Kommission (2008a); Berechnungen des WSI.
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Obwohl die Nominallöhne 2008 mit
2,1 % deutlich stärker ansteigen, wird nach
den Prognosen der Europäischen Kommis-
sion Deutschland auch in diesem Jahr sei-
ne lohnpolitische Sonderstellung in Euro-
pa nicht verlieren und sich wiederum am
Ende der europäischen Lohnskala bewe-
gen. Dies ist umso erstaunlicher, da die Ta-
riflöhne in Deutschland im ersten Halbjahr
2008 um 3,3 % angestiegen sind und damit
den höchsten Wert seit mehr als zehn Jah-
ren erreicht haben (Bispinck/WSI-Tarifar-
chiv 2008, S. 457). Während die Lohndrift
in konjunkturellen Boomphasen in der Re-
gel einen positiven Verlauf nimmt, bleibt
sie in Deutschland erstmalig trotz Kon-
junkturaufschwung negativ.

Bei den um die Verbraucherpreise be-
reinigten Reallöhnen kam es im Jahr 2007
im EU-Durchschnitt zu einem leichten An-
stieg um 0,5 %, der sich ungefähr auf dem
Niveau der Vorjahre bewegt (Tabelle 3). In
den mittel- und osteuropäischen Ländern
konnten dabei auch bei den Reallöhnen
teilweise zweistellige Zuwachsraten erzielt
werden, wobei erneut Lettland mit 23,1 %
die Spitzenposition einnimmt.Auch für die
alten EU-Staaten gilt, dass diejenigen Län-
der mit den höchsten Nominallohnzu-
wächsen in der Tendenz auch die größten
Reallohnsteigerungen aufweisen. So wuch-
sen die Reallöhne in Irland um 3 % und in
Griechenland sogar um 4,2 %. In den meis-
ten übrigen westeuropäsichen Ländern 

variierten die Zuwächse hingegen zwischen
1 % und 2 %. Für 2008 erwartet die Eu-
ropäische Kommission, dass die Entwick-
lung der Löhne in fast allen EU-Staaten die
hohen Preissteigerungsraten kompensie-
ren kann und – wenn auch in bescheidene-
rem Maße als im Vorjahr – Reallohnzu-
wächse sicherstellt.

Im Gegensatz hierzu wird die lohnpo-
litische Sonderstellung Deutschlands im
Hinblick auf die Reallöhne noch einmal
besonders prononciert. Als einziges Land
in Europa verzeichnete Deutschland 2007
mit einem Minus von 1,1 % einen deutli-
chen Reallohnverlust und drückte damit
die gesamte Entwicklung innerhalb der EU
nach unten. Noch nie zuvor in der Ge-
schichte der Bundesrepublik ist ein kon-
junktureller Aufschwung mit einem anhal-
tenden Rückgang der Reallöhne einherge-
gangen (Logeay/Zwiener 2008). Die Euro-
päische Kommission erwartet, dass sich
angesichts einer prognostizierten Reallohn-
entwicklung von minus 0,8 % auch im Jahr
2008 an dieser Situation nichts ändern
wird.

Die lohnpolitische Sonderstellung
Deutschlands zeigt sich schließlich auch in
einer mittelfristigen Perspektive.Vergleicht
man die Reallohnentwicklung in Europa
seit dem Jahr 2000, so ist Deutschland wie-
derum das einzige Land, das mit minus
0,8 % Reallohnverluste zu verzeichnen hat,
während im gleichen Zeitraum die Real-
löhne in Frankreich um 9,6 %, in Schweden
um 17,9 % und in Großbritannien sogar
um 26,1 % gestiegen sind (Abbildung 2).
Auf der Grundlage eines äußerst niedrigen
Ausgangsniveaus symbolisieren die extrem
hohen Reallohnzuwächse in den mittel-
und osteuropäischen Staaten, die seit 2000
im Baltikum mehr als 100 %, in Rumänien
sogar mehr als 300 % ausmachten, den an-
haltenden ökonomischen Aufholprozess
gegenüber Westeuropa (Abbildung 3).

2.2 AUSSCHÖPFUNG DER 
VERTEILUNGSSPIELRÄUME

Zur Beurteilung der nationalen Lohnent-
wicklung muss diese ins Verhältnis zu der
jeweiligen nationalen ökonomischen Ent-
wicklung gesetzt werden. Ein wesentlicher
Indikator hierfür ist die Frage, inwieweit es
der Lohnpolitik gelingt, den Verteilungs-
spielraum aus Preis- und Produktivitäts-
entwicklung auszuschöpfen.Der Ausschöp-
fungsgrad kann hierbei durch die Vertei-
lungsbilanz, d.h. dem Saldo aus Nomi-

Abb. 2: Entwicklung der Reallöhne in den alten EU-Staaten
2000-2008* - in % -

*Realeinkommen aus unselbstständiger Arbeit (einschl. Arbeitgeberbeiträge
zur Sozialversicherung), pro Kopf.
Quelle: Europäische Kommission (2008a); Berechnungen des WSI.
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*Realeinkommen aus unselbstständiger Arbeit (einschl. Arbeitgeberbeiträge
zur Sozialversicherung), pro Kopf.
Quelle: Europäische Kommission (2008a); Berechnungen des WSI.
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nallohnentwicklung und lohnpolitischem
Verteilungsspielraum, gemessen werden
(Tabelle 3).

Wie bereits in den vorherigen Jahren,
war die Verteilungsbilanz auch 2007 in Eu-
ropa insgesamt negativ. Im EU-Durch-
schnitt blieb die Lohnentwicklung 0,8 Pro-
zentpunkte hinter dem Verteilungsspiel-
raum zurück. Zwölf von 27 EU Staaten
wiesen eine negative Verteilungsbilanz auf,
wobei in Deutschland, Portugal, der Slowa-
kei und Ungarn die Löhne am deutlichsten
hinter dem Verteilungsspielraum zurück-
blieben. Eine extrem expansive Lohnent-
wicklung vollzog sich in den osteuropäi-
schen Staaten Estland, Lettland und Rumä-
nien, wo die nationalen Verteilungsspiel-
räume um mehr als zehn Prozentpunkte
übertroffen wurden und es damit zu einer
aktiven Umverteilung zugunsten der Lohn-
einkommen kam. In den alten EU-Staaten
war lediglich in Dänemark und in Schwe-
den mit einer positiven Verteilungsbilanz
von 2,0 bzw. 2,2 Prozentpunkten die Lohn-
entwicklung leicht expansiv.

Im Jahr 2008 wird sich trotz höherer
Nominallohnsteigerungen der negative
Verteilungstrend weiter fortsetzen, wobei
die Löhne im EU-Durchschnitt um einen
Prozentpunkt hinter den Verteilungsspiel-
räumen zurückbleiben. Mit einer prognos-
tizierten Verteilungsbilanz von minus
1,6 % wird die Lohnzurückhaltung dabei
in Deutschland wieder besonders ausge-
prägt sein.

3
Mindestlöhne 

In allen europäischen Ländern werden
Mindestlöhne entweder durch Gesetz und/
oder Tarifverträge festgelegt (Schulten et al.
2006). Innerhalb der EU verfügen 20 von
27 Staaten über einen branchenübergrei-
fenden gesetzlichen Mindestlohn, der eine
allgemeine Lohnuntergrenze definiert, die
nicht unterschritten werden darf.Während
einige EU-Staaten – wie z. B. Frankreich
oder die Benelux-Länder – bereits seit
mehreren Jahrzehnten praktische Erfah-
rungen mit gesetzlichen Mindestlöhnen
besitzen, haben Irland und Großbritannien
erst Ende der 1990er Jahre nationale ge-
setzliche Mindestlöhne eingeführt. In den
meisten Ländern aus Mittel- und Osteuro-
pa (MOE) wurden im Rahmen der Trans-
formationsperiode Anfang der 1990er Jah-

re neue gesetzliche Mindestlohnregelungen
geschaffen, die seither vor dem Hinter-
grund eher schwach entwickelter Tarifver-
tragssysteme für die gesamte Lohnentwick-
lung eine besonders wichtige Rolle spielen.

In den meisten europäischen Ländern
erfolgt die Erhöhung der Mindestlöhne
unter Beteiligung von Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbänden nach einem jährli-
chen oder sogar – wie im Falle der Nieder-
lande – halbjährlichen Turnus und wird an
einem bestimmten, immer wiederkehren-
den Stichtag vollzogen. In einigen Ländern,
wie z. B. Frankreich, Belgien, Luxemburg,
Malta sowie seit Jüngstem auch Litauen,
werden die gesetzlichen Mindestlöhne zu-
dem automatisch an die Preissteigerungs-
rate angepasst (EZB 2008a, S. 55f.). In zehn
EU-Staaten wurden die Mindestlöhne zu-
letzt zum 1. Januar 2008 angehoben, in
sechs weiteren Ländern erfolgte die Er-
höhung im ersten Halbjahr 2008.

Bezogen auf die absolute Höhe des na-
tionalen Mindestlohns lassen sich inner-
halb der EU drei Ländergruppen identifi-
zieren (Tabelle 4): Zur ersten Gruppe mit
relativ hohen Mindestlöhnen zwischen
6,91 € und 9,30 € pro Stunde bzw. 1.195 €

und 1.609 € pro Monat gehören die Bene-
luxstaaten sowie Frankreich, Großbritan-
nien und Irland. Der Wert des britischen
Mindestlohns ausgedrückt in Euro ist al-

lerdings stark durch die erhebliche Abwer-
tung des britischen Pfundes gegenüber
dem Euro verzerrt. Nach der letzten Er-
höhung des britischen Mindestlohnes auf
5,52 Pfund im Oktober 2007 entsprach dies
noch etwas mehr als 8 €.5

Eine zweite mittlere Gruppe mit Min-
destlöhnen zwischen 3,28 € und 3,80 €

pro Stunde bzw. 567 € und 658 € pro 
Monat umfasst die südeuropäischen EU-
Staaten Spanien, Malta und Griechenland
sowie Slowenien. Schließlich finden sich in
der dritten Gruppe mit relativ niedrigen
Mindestlöhnen zwischen 0,65 € und 2,55 €

pro Stunde bzw. 112 € und 426 € pro Mo-
nat mit der Ausnahme von Portugal aus-
schließlich Staaten aus Mittel- und Osteu-
ropa. Die unterschiedlichen Niveaus der
nationalen Mindestlöhne spiegeln zu ei-
nem bedeutenden Anteil die unterschied-
lichen Lebenshaltungskosten in den einzel-
nen Ländern wider. Gemessen in Kauf-
kraftstandards (KKP) reduziert sich das
Verhältnis zwischen dem niedrigsten und
dem höchsten gesetzlichen Mindestlohn in
der EU von 1:14 (gemessen in Euro) auf
etwa 1:6.

5 Eine weitere Erhöhung des britischen Mindest-
lohns auf 5,73 Pfund (etwa 7,20 €) wurde bereits
für den 1. Oktober 2008 beschlossen.

Tabelle 4: Gesetzliche Mindestlöhne in der Europäischen Union 
in Euro und Kaufkraftstandards (KKS) – Stand: Juli 2008 –1)

Euro2) KKS3) Letzte Erhöhung
pro Stunde pro Monat pro Stunde pro Monat

Luxemburg 9,30 1.609 9,01 1.559 1. März 2008
Frankreich 8,71 1.324 8,11 1.233 1. Juli 2008
Irland 8,65 1.462 6,93 1.171 1. Juli 2007
Belgien 8,41 1.388 7,92 1.307 1. Mai 2008
Niederlande 8,33 1.357 8,02 1.307 1. Juli 2008
Großbritannien 6,91 1.195 6,28 1.086 1. Oktober 2007
Griechenland 3,80 658 4,26 738 1. Mai 2007
Spanien 3,59 600 3,85 643 1. Januar 2008
Malta 3,55 615 4,84 838 1. Januar 2008
Slowenien 3,28 567 4,35 752 1. März 2008
Portugal 2,55 426 2,98 497 1. Januar 2008
Tschechien 1,97 325 3,22 530 1. Januar 2007
Polen 1,92 332 3,20 554 1. Januar 2008
Estland 1,61 278 2,42 418 1. Januar 2008
Ungarn 1,61 279 2,76 478 1. Januar 2008
Slowakei 1,54 267 2,71 469 1. Oktober 2007
Litauen 1,34 232 2,36 409 1. Januar 2008
Lettland 1,34 231 2,21 381 1. Januar 2008
Rumänien 0,79 136 1,39 240 1. Januar 2008
Bulgarien 0,65 112 1,45 250 1. Januar 2008
1) Berechnungen auf der Basis folgender Wochenarbeitszeiten: 40 Stunden: Estland, Griechenland, Großbritannien, Lettland, 
Litauen, Luxemburg, Malta, Poland, Slowenien, Ungarn; 39 Stunden: Irland, Slowakei; 38,5 Stunden: Spain, Portugal; 38 Stunden:
Belgien, Tschechien; 37,5 Stunden: Niederlande; 35 Stunden: Frankreich.
2) Berechnungen von nationalen Währungen in Euro auf der Basis des Wechselkurses vom 10. Juni 2008.
3) Berechnungen auf der Basis von Kaufkraftparitäten für 2006.

Quelle: WSI Mindestlohndatenbank.
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In sieben EU-Staaten – darunter die
skandinavischen Länder Dänemark,Schwe-
den und Finnland sowie Deutschland,
Österreich, Italien und Zypern – existiert
bislang kein nationaler gesetzlicher Min-
destlohn, sodass die Mindestlohnsicherung
hier im Wesentlichen durch Tarifverträge
erfolgt. Allerdings verfügen diese Länder
zumeist über funktionale Äquivalente, die
ihnen eine hohe Tarifbindung sichern und
damit ein weitgehend funktionierendes
System tarifvertraglicher Mindestlohnsi-
cherung möglich machen: In den skandi-
navischen Ländern sichert das sogenannte
„Gent-System“, in dem die Gewerkschaf-
ten die Arbeitslosenversicherung verwal-
ten, einen nach wie vor außerordentlich
hohen gewerkschaftlichen Organisations-
grad und damit verbunden eine hohe Ta-
rifbindung. In Österreich führt die Tatsa-
che, dass in den allermeisten Branchen 
die Unternehmer Pflichtmitglieder in der
Wirtschaftskammer sind, zu einer außer-
ordentlich hohen Tarifbindung. Darüber
hinaus haben 2007 die Spitzenverbände der
österreichischen Arbeitgeber und Gewerk-
schaften eine Vereinbarung unterzeichnet,
in der sie die Tarifvertragsparteien auf sek-
toraler Ebene auffordern, die tariflichen
Mindestlöhne auf mindestens 1.000 €

pro Monat anzuheben (Hermann/Schulten
2007). Schließlich besteht in Italien ein
durch die Verfassung (Artikel 36) abgesi-
chertes „Recht auf einen angemessenen
Lohn“. Nach herrschender Rechtsprechung
ist dies der Tariflohn. Lediglich in Deutsch-
land existieren derzeit keine funktionalen
Äquivalente, die eine flächendeckende Min-

destlohnsicherung gewährleisten könnten.
Vor diesem Hintergrund fordern die Ge-
werkschaften seit einigen Jahren die Ein-
führung eines gesetzlichen Mindestlohns
(Bispinck/Schulten 2008).

4
Arbeitszeiten in Europa

Im Jahr 2007 lag die tarifvertraglich verein-
barte Wochenarbeitszeit innerhalb der EU
bei durchschnittlich 38,6 Stunden (Tabelle
5). Da die Dauer der Arbeitszeit in kaum ei-
nem europäischen Land auf der tarifpoliti-
schen Agenda stand, sind die tarifvertragli-
chen Arbeitszeiten gegenüber dem Vorjahr
weitgehend konstant geblieben (Carley
2008b). In zehn EU-Staaten, zu denen ne-
ben Griechenland und Malta vor allem
Länder aus Mittel- und Osteuropa ge-
hören, betrug die vereinbarte Standardwo-
chenarbeitszeit 40 Stunden. In acht Län-
dern lag die Wochenarbeitszeit zwischen 
38 und 39 Stunden und in neun Ländern
unterhalb von 38 Stunden. Deutschland
bewegte sich mit 37,6 Wochenarbeitsstun-
den im unteren Mittelfeld. Die kürzeste ta-
rifvertragliche Wochenarbeitszeit bestand
hingegen in Frankreich, wo seit dem Ende
der 1990er Jahre die 35-Stunden-Woche als
gesetzlich festgeschriebene Regelarbeitszeit
gilt. Im Juli 2008 hat die konservative fran-
zösische Regierung allerdings eine weitge-
hende Reform der Arbeitszeitgesetzgebung
beschlossen, die es den Betrieben wesent-
lich erleichtert, Überstunden zu vereinba-

ren und damit de facto die 35-Stunden 
Woche zu unterlaufen (Le Monde, 24. Juli
2008).

In fast allen europäischen Ländern lie-
gen die durchschnittlichen effektiven Wo-
chenarbeitszeiten von Vollzeitbeschäftigten
zum Teil deutlich über den tarifvertragli-
chen Normen (Tabelle 5). Im Jahr 2007 ar-
beitete ein Arbeitnehmer in der EU durch-
schnittlich 40,5 Stunden pro Woche und
damit 1,9 Stunden mehr als im Tarifvertrag
vereinbart wurde. Die längsten effektiven
Arbeitszeiten fanden sich mit 42,5 bzw.
42,4 Stunden in Großbritannien und
Österreich. In 17 von 27 EU-Staaten lag die
effektive Wochenarbeitszeit bei 40 und
mehr Stunden. Deutschland befand sich
mit durchschnittlich 40,3 Stunden pro 
Woche genau im EU-Durchschnitt. Die
kürzesten effektiven Arbeitszeiten mit einer
Dauer von 38,9 Stunden pro Woche exi-
stieren in Irland und den Niederlanden, ge-
folgt von Belgien, Finnland und Frankreich
mit 39,2 Stunden. Gegenüber dem Vorjahr
sind auch die effektiven Arbeitszeiten weit-
gehend konstant geblieben.

5
Ausblick: Droht eine 
Lohn-Preis-Spirale?

Die Entwicklung der Löhne in Europa hat
in den Jahren 2007 und 2008 nachdrück-
lich an Dynamik gewonnen. Die europäi-
schen Arbeitnehmer drängen immer mehr
darauf, ihren angemessenen Anteil am
ökonomischen Aufschwung einzufordern
und verfügen angesichts rückläufiger Ar-
beitslosenzahlen über eine deutlich verbes-
serte Verhandlungsposition. Hinzu kommt
seit 2008 der rasche Anstieg der Verbrau-
cherpreise, der zur Sicherung der Reallöh-
ne und darüber hinausgehender Reallohn-
zuwächse entsprechend höhere Nominal-
lohnsteigerungen nötig macht.

Vor dem Hintergrund steigender Prei-
se und Löhne wird gegenwärtig von zahl-
reichen Ökonomen das Schreckgespenst
der 1970er Jahre mit einer sich gegenseitig
hochschaukelnden Lohn-Preis-Spirale an
die Wand gemalt. Insbesondere die Euro-
päische Zentralbank (EZB) (2008b, S. 46)
wird nicht müde, vor einem durch steigen-
de Löhne induzierten „verstärkten binnen-
wirtschaftlichen Inflationsdruck“ zu war-
nen. Der EZB-Präsident Trichet fordert
deshalb die „Sozialpartner“ dringend auf,

Tabelle 5: Tarifliche und effektive Wochenarbeitszeiten in der 
Europäischen Union 2007 – in Stunden –
Alte EU-Staaten Tarifvertraglich1) Effektiv2) Neue EU-Staaten Tarifvertraglich1) Effektiv2)

Belgien 37,6 39,2 Bulgarien 40,0 41,5
Dänemark 37,0 39,4 Estland 40,0 40,9
Deutschland 37,6 40,3 Lettland 40,0 41,7
Finnland 37,5 39,2 Litauen 40,0 39,8
Frankreich 35,0 39,2 Malta 40,0 40,4
Griechenland 40,0 40,6 Polen 40,0 41,3
Großbritannien 37,3 42,5 Rumänien 40,0 41,3
Irland 39,0 38,9 Slowakei 38,8 40,9
Italien 38,0 39,2 Slowenien 40,0 41,4
Luxemburg 39,0 39,9 Tschechien 38,0 41,4
Niederlande 37,5 38,9 Ungarn 40,0 40,7
Österreich 38,8 42,4 Zypern 38,0 40,1
Portugal 38,2 40,2
Schweden 37,5 39,9
Spanien 37,9 40,8
EU 27 38,6 40,5
1) Durchschnittliche tarifvertraglich vereinbarte Wochenarbeitszeit.
2) Durchschnittliche effektive Arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten.

Quelle: Carley (2008b); Romans/Preclin (2008).
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sich nicht an dem „aktuell abnormalen 
Niveau der Inflation“ zu orientieren. De
facto verlangt er damit von den Arbeit-
nehmern, Reallohnverluste hinzunehmen
(FAZ 2008).

Das Bild der Lohn-Preis-Spirale ist je-
doch in mehrfacher Hinsicht problema-
tisch. Zum einen überträgt es die Verant-
wortung für steigende Preise ausschließlich
der Arbeitnehmerseite, während den Un-
ternehmen selbstverständlich zugestanden
wird, dass sie steigende Kosten an die Prei-
se weitergeben. Höhere Löhne müssen je-
doch keineswegs automatisch zu höheren
Preisen führen, sondern können auch
durch eine Reduzierung der in den letzten
Jahren besonders stark angestiegenen Ge-
winne finanziert werden. Nach einhelliger
Auffassung hat der aktuelle Anstieg der
Preise bislang nichts mit den Löhnen, son-
dern vielmehr mit der Marktmacht von
Unternehmen und Spekulanten im Ener-

gie- und Nahrungsmittelsektor zu tun, die
durch höhere Preise Extragewinne erzielen.
Betrachtet man darüber hinaus den für
2008 prognostizierten Anstieg der Löhne,
so liegt dieser in den meisten Ländern
deutlich unterhalb des nationalen Vertei-
lungsspielraums. Von einer inflationstrei-
benden Lohnentwicklung kann derzeit in
Europa keine Rede sein (ELNEP 2008,
S. 26ff.; Janssen 2008).

Die sich gegenwärtig deutlich abschwä-
chende Konjunkturentwicklung liegt vor
allem darin begründet, dass die bisherigen
Säulen des Aufschwungs, nämlich die Ent-
wicklung der Investitionen sowie der Boom
bei den Exporten, merklich an Bedeutung
verloren haben. Gleichzeitig hat sich der
private Konsum als mögliche dritte Säule
eher verhalten entwickelt (Projektgruppe
Gemeinschaftsdiagnose 2008, S. 22ff.) Letz-
teres liegt vor allem an der extrem schwa-
chen Entwicklung des privaten Konsums

in Deutschland, der wiederum direkt mit
der extrem restriktiven Lohnentwicklung
verbunden ist (Hohlfeld 2008).

Da die EU den allergrößten Teil ihres
Sozialproduktes innerhalb des europäi-
schen Binnenmarktes erwirtschaftet, wird
ihre ökonomische Entwicklung jedoch ent-
scheidend durch die private Nachfrage ge-
prägt (Stockhammer 2007). Angesichts der
sich aktuell eintrübenden Konjunktur
kommt der Entwicklung der Löhne des-
halb eine wichtige Funktion zu, die ökono-
mische Lage zu stabilisieren. Hierzu ist es
wichtig, dass zukünftige Lohnsteigerungen
das Reallohnniveau der Arbeitnehmer si-
chern und darüber hinaus zumindest die
Produktivitätszuwächse ausschöpfen. Dies
gilt insbesondere für Deutschland, dem als
größter Ökonomie in Europa eine beson-
dere Verantwortung zukommt.
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